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Synode vom 4. Juni 2025 
 
 

Synodebotschaft zu Traktandum 14 
 
 

Beantwortung Motion von Jürg Luchsinger vom 18.09.2024 betreffend 
Teilnahme an Kirchenpflegesitzungen von ordinierten Angestellten 
insbesondere mit kleinen Stellenpensen 
 
 

Der Kirchenrat an die Synode 
 
Antrag/Anträge: 
1. Die Synode beschliesst die Teilrevision der Kirchenordnung (KO, SRLA 1.2-1). 
2. Die Änderungen treten am 1. Oktober 2025 in Kraft. 
 
Worum geht es? 
Die Motion verlangt: «Der Kirchenrat soll prüfen, wie die Gesetzestexte so angepasst werden 
können, dass insbesondere bei kleinen Pensen Ordinierte nicht einen übermässig grossen An-
teil an Arbeitszeit für die Kirchenpflegesitzungen aufwenden müssen. Er soll der Synode eine 
entsprechende Vorlage unterbreiten.» 
Der Kirchenrat schlägt der Synode vor, das sogenannte Delegationsprinzip so anzupassen, 
dass nur noch eine Pfarrperson und, sofern die Kirchgemeinde über sozialdiakonische Stellen 
verfügt, nur noch eine Sozialdiakonin oder ein Sozialdiakon Mitglied in der Kirchenpflege sind. 
Damit können ordinierte Dienstnehmende mit kleinen Pensen durch Beschluss der Kirchge-
meindeversammlung von der Mitarbeit in der Kirchenpflege befreit werden. 
 
Berichterstattung 
1. Der Kirchenrat pflichtet dem Anliegen der Motion bei, dass ordinierte Dienstnehmende mit 

kleinen Pensen möglichst von Aufgaben der Verwaltung, welche sich vor allem aus der Mit-
gliedschaft in der Kirchenpflege ergeben, entlastet werden sollten. Kleine Pensen eignen 
sich besonders gut für die Entlastung grösserer Pensen, indem ihnen meist klar abgrenz-
bare Aufgaben bei der Gestaltung des Gemeindelebens (Gottesdienste, Amtswochen, Un-
terrichtslektionen) zugeordnet werden. Die Mitleitung und Verwaltung der Kirchgemeinde, 
der Gemeindebau und die Gemeindeentwicklung hingegen werden tendenziell eher grösse-
ren Pensen zugeordnet. Kleinere Pensen werden zudem oft von Personen besetzt, die in 
einer anderen Gemeinde ein gleiches oder ein grösseres Pensum innehaben. Sie doppelt 
mit Aufgaben der Verwaltung zu belasten, weil sie in beiden Kirchgemeinden Mitglied der 
Kirchenpflege sein müssen, ist nicht effizient. 

2. Das Modell der Partnerschaftlichen Gemeindeleitung (PGL) gründet auf der gemeinsamen 
Leitung der Kirchgemeinde durch ehrenamtliche Mitglieder der Kirchenpflege und durch ge-
wählte ordinierte Dienstnehmende, die der Kirchenpflege von Amtes wegen angehören 
(§ 46 Abs. 1 KO). Die PGL beabsichtigt, dass theologische Kompetenz in ihrer pfarramtli-
chen und sozialdiakonischen Prägung bei der Gemeindeleitung mitwirken soll – nicht nur bei 
Themen des Gemeindelebens, sondern auch bei den Themen Finanzen, Immobilien und 
Personal. Gewählte ordinierte Dienstnehmende sind deshalb unabhängig von ihrem Pen-
sum Mitglied der Kirchenpflege, zur Teilnahme an ihren Sitzungen verpflichtet und zur Mitar-
beit in ihren Kommissionen angehalten. Sie haben fast uneingeschränktes Stimm- und 
Wahlrecht, nur ins Präsidium und Vizepräsidium der Kirchenpflege können sie nicht gewählt 
werden. Die PGL umfasst aber nicht nur die Pflicht, sondern auch das Recht der ordinierten 
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Dienstnehmenden, Mitglied der Kirchenpflege zu sein und die Gemeinde mitzuleiten. Dieses 
Recht ist nicht an die Grösse des Pensums, sondern an die Wahl gebunden. Der Kirchenrat 
sieht keine Möglichkeit, ordinierte Dienstnehmende aufgrund eines kleinen Pensums von 
diesem Recht auszuschliessen. 

3. Die Mitleitung der Kirchgemeinde durch die ordinierten Dienstnehmenden ist an ihr Amt ge-
bunden. Die PGL beabsichtigt, dass sie ihre erworbenen theologischen Qualifikationen und 
Kompetenzen in die Kirchenpflege einbringen. Deshalb gehört die Mitleitung der Kirchge-
meinde in den Funktionsbeschrieb des ordinierten Amtes und ist somit Arbeitszeit. Für die 
Pfarrerinnen und Pfarrer ist diese Absicht explizit im Dienst- und Lohnreglement für die ordi-
nierten Dienste (DLD, SRLA 4.2-1) festgehalten: «Sie sind verantwortlich für die theologi-
sche Reflexion der Kirchgemeinde» (§ 4 Abs. 3 DLD). Der Kirchenrat lehnt die Möglichkeit 
ab, die Mitleitung der Kirchgemeinde aus dem Funktionsbeschrieb der ordinierten Dienst-
nehmenden herauszulösen und die Mitgliedschaft in der Kirchenpflege als Aufgabe aus-
serhalb der Arbeitszeit zu taxieren. 

4. Beschränkungen von Rechten und Pflichten der ordinierten Dienstnehmenden betreffend 
Mitgliedschaft in der Kirchenpflege sind durch das sogenannte Delegationsprinzip (§ 44 
Abs. 1 Ziff. 10 KO) möglich. Es besagt, dass in Kirchgemeinden mit mindestens drei ge-
wählten Pfarrerinnen und Pfarrern beziehungsweise mindestens drei gewählten Sozialdia-
koninnen und Sozialdiakonen die Kirchgemeindeversammlung in ihrem Kirchgemeindereg-
lement ein Delegationsprinzip beschliessen kann, so dass nur ein bis zwei Delegierte pro 
ordinierten Dienst in der Kirchenpflege Einsitz nehmen. 

5. Der Kirchenrat schlägt nun vor, das Delegationsprinzip dahingehend anzupassen, dass es 
auch Anwendung finden kann, wenn nur zwei Pfarrerinnen und Pfarrer beziehungsweise nur 
zwei Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone in einer Kirchgemeinde gewählt sind, und somit 
nur eine Delegierte oder ein Delegierter pro ordinierten Dienst Mitglied in der Kirchenpflege 
ist. Wie bisher sollen die ordinierten Dienstnehmenden ihre Delegierte oder ihren Delegier-
ten selbst bestimmen können, neu soll die Delegation aber, wie es für Delegationen in der 
Reformierten Kirche Aargau üblich ist, für eine Amtsperiode und nicht mehr nur für mindes-
tens zwei Jahre gelten (§ 46 Abs. 2 KO). Für den Fall, dass sich die ordinierten Dienstneh-
menden nicht über ihre Delegation einigen können, ist vorgesehen, dass delegiert ist, wer 
das grössere Pensum innehat oder, bei mehreren gleichen Pensen, auf wen das Los gefal-
len ist. Mit dieser neuen Regelung kann das Anliegen der Motion, ordinierte Dienstneh-
mende mit kleinen Stellenpensen von der Teilnahme an den Kirchenpflegesitzungen zu ent-
lasten, erfüllt werden. 

6. Der Vorschlag des Kirchenrats garantiert weiterhin, dass die pfarramtlichen und sozialdiako-
nischen Kompetenzen in der Kirchenpflege vertreten sind, aber sie führt zu einer Verringe-
rung der Stimmenzahl der ordinierten Dienstnehmenden, sofern in einer Kirchgemeinde das 
Delegationsprinzip Anwendung findet. Der Kirchenrat betont deshalb, dass für alle gewähl-
ten ordinierten Dienstnehmenden die Einsicht in die Sitzungsunterlagen und das Antrags-
recht erhalten bleibt. Das Antragsrecht schliesst eine Anhörung zum Antrag durch die Kir-
chenpflege mit ein. Weiter kann die Kirchenpflege nicht stimmberechtigte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu ihren Sitzungen einladen, ihnen Einsicht in die Sitzungsunterlagen und 
beratende Stimme gewähren (§ 48 Abs. 4 KO). Die Kirchgemeindeversammlung bleibt auch 
frei, das Delegationsprinzip nicht anzuwenden. In diesem Fall muss aber sichergestellt sein, 
dass mehr ehrenamtliche Mitglieder in der Kirchenpflege einsitzen als die Gesamtheit der 
einsitzenden Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone (§ 46 
Abs. 3 KO). 

7. Das Delegationsprinzip soll künftig durch einfachen Beschluss der Kirchgemeindeversamm-
lung Anwendung finden können und nicht wie bisher durch eine Änderung des Kirchgemein-
dereglements, zumal nicht alle Kirchgemeinden über ein entsprechendes Reglement verfü-
gen. 

8. Der Kirchenrat nutzt die Gelegenheit der Beantwortung der Motion für eine Verschiebung 
von § 44 Abs. 2 KO in § 46 Abs. 2ter KO. Das darin beschriebene Antrags- und Aktenein-
sichtsrecht wird irrtümlich zu den Befugnissen der Kirchgemeindeversammlung in Bezie-
hung gebracht, ist aber sachlich dem Delegationsprinzip zuzuordnen. Aufgrund der demo-
kratischen Konstitution der Reformierten Kirche Aargau haben selbstverständlich alle 
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Stimmberechtigen Antrags- und Akteneinsichtsrecht in der Kirchgemeindeversammlung. 
Das Antrags- und Akteneinsichtsrecht der nicht delegierten ordinierten Dienstnehmenden in 
der Kirchenpflege hingegen ist nicht selbstverständlich, letzteres steht in Zusammenhang 
mit dem Delegationsprinzip und ist deshalb dort zu regeln. 

 
 
Reformierte Landeskirche Aargau 
Kirchenrat 
 
 
 
Christoph Weber-Berg  David Zimmer 
Kirchenratspräsident    Kirchenschreiber 
 
 
 
Beilage 
Synopse: Teilrevision der Kirchenordnung (KO, SRLA 1.2-1), Entwurf vom 13. Februar 2025 
 


